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Nur3,2
Prozent der Schüler nah-
men 2018/2019 an einem
Sprachaustausch teil.

Winterstrom: Der Blick in die Zukunft lohnt sich noch nicht
ImGlarnerland entsteht die grösste alpine Solaranlage. Siewäre einMittel gegendie drohendeWinter-Stromlücke.Doch es gibt ein Problem.

DerWeg zurMuttsee-Staumau-
er auf 2500 Metern über Meer
könnte auch Kulisse für einen
James-Bond-Film der 60er-Jah-
re gewesen sein. Denn wer zur
Staumauer indenGlarnerAlpen
hoch will, fährt durch immense
Tunnel, die eigens fürdasKraft-
werk in den Berg gehauen wur-
den. Er benutzt Lifte unter Tag
und lange Gänge im Berg. Und
nichtzuletztüberwindetermeh-
rere hundert Höhenmeter in
einerSeilbahn, fürdieeinStollen
in denFels gehauen ist.

Doch auf der Muttsee-Stau-
mauer oben soll kein Agenten-
thriller der 60er-Jahre spielen.
SonderndieZukunftderSchwei-
zer Stromversorgung.

Der Energiekonzern Axpo
und die Basler Energieversor-
gerin IWB bauen hier an der
Staumauer des Pumpspeicher-
werks Linth-Limmern eine So-
laranlage. Transporthelikopter
bringen derzeit 4872 Solarmo-
dule, 170TonnenStahl und 100
Tonnen Aluminium auf den
Berg. Das Projekt hat Pionier-
charakter, sein Ziel: Die Anlage
mit 2,2 Megawatt Leistung soll
imSommergleichvielStromlie-
fern wie im Winter. – Weil auf
2500 Metern weniger Nebel
liegt als im Mittelland, weil der
Schnee reflektiert, und weil die
Panels bei Kälte effizienter sind.
1,5-malmehrStromalseineglei-
cheAnlage imTal solldasalpine
Projekt liefern. Und damit soll
die Anlage Vorbildcharakter für
die Energiewende einnehmen.
Denn die Solaranlagen im Mit-
telland liefern nur 30 Prozent
ihres Stroms im Winter. Diese
geringe Stromproduktion in der
kalten Jahreszeit könnte für die
Schweiz zum Problem werden,
setztdasLanddochgrösstenteils
aufSolarenergie fürdieEnergie-
wende. Einerseits soll sie den
Atomstrom ersetzen, der in den

2030er-Jahren wegfallen soll.
Andererseits soll sie Ersatz für
fossile Treibstoffe sein, die bis
2050verschwinden sollen.

Auf der Staumauer steht
Christoph Sutter. Er ist der Ver-
antwortliche für neue Energien
bei der Axpo. Sutter versprüht
nicht geradeHoffnung, dass die
Schweiz die drohende Stromlü-
cke im Winter rasch meistern
wird. «Die Rahmenbedingun-
gen erlauben es nicht, in der
Schweiz zu investieren», sagter.
Der Energiekonzern hat denn
auch in den letzten Jahren vor-

wiegend imAusland in erneuer-
bare Energien investiert. Den
zwei Megawatt im Glarnerland
stehen 300Megawatt in Frank-
reichgegenüber.Rentabel istder
Bau der Anlage zudemnur, weil
derDetailhändlerDenner zuge-
sichert hat, den Stromüber eine
lange Zeitspanne zu einem fest-
gelegten Preis abzunehmen.
Statt wie üblicherweise vier bis
zehnRappenproKilowattstunde
betragen die Gestehungskosten
aufgrund der aufwendigen In-
frastruktur in den Alpen eher
gegen 20Rappen.

Für die Axpo ist die Solaranlage
denn auch mehr ein politisches
als ein wirtschaftliches Projekt:
An ihrversuchtderKonzernseit
Monaten zu zeigen, was in der
Schweizer Energiepolitik nötig
wäre – undwas falsch läuft. Der
Hintergrund: InBernwird inden
nächsten Monaten – oder Jah-
ren– hart darum gerungen, wie
der Ausbau der erneuerbaren
Energien gefördert werden soll.
Das Parlament wird dies im
Strom- und Energiegesetz fest-
legen. Die Axpowarnte wieder-
holt: Mit den bisher geplanten

FördermassnahmendesBundes
wirdderAusbaunicht so schnell
gelingenwienötig.Deshalb for-
dert die Axpo eine gleitende
Marktprämie,eineArtDefizitga-
rantie bei tiefen Strompreisen,
statt der geplanten Investitions-
beiträge an neue Anlagen. Und
sie verlangt auch eine spezielle
Förderung für teurere Projekte
wiedasjenige indenAlpen.Und
nicht zuletzt muss aus Sicht des
Badener Energiekonzerns bei
derDauerderBaubewilligungen
undbeimLandschaftsschutzan-
gesetzt werden, wenn die Ener-

giewende rechtzeitig gelingen
soll. Somüsse die Schweiz auch
indenAlpenFreiflächenanlagen
erlauben, sagt Axpo-Mann
Sutter. «Es muss nicht auf der
Wiese gebaut werden. Aber wo
esschonInfrastrukturgibt,muss
diesmöglich sein.»

Allerdings könnten inBezug
auf die Fördermassnahmen frü-
her Fakten geschaffen sein als
bisher angenommen. Bereits
durchdenNationalratgegangen
ist eine parlamentarische Initia-
tive von Grünen-Nationalrat
BastienGirod (ZH). Siehatauch
im Ständerat gute Chancen.
Demnach würden die Förder-
mittel bis 2030 festgelegt. Für
Girod ist dies dringend nötig.
Dennergehtdavonaus,dassdas
Strom- und Energiegesetz nicht
durchberaten ist,wenndieaktu-
ellen Fördermassnahmen aus-
laufen.Die Politik sei sich einig,
dassdieeinheimischenErneuer-
baren ausgebaut werden müss-
ten. Da könne sie nicht die För-
derinstrumente «ohne An-
schlusslösungauslaufen»lassen,
sagt Girod. Sein Vorschlag geht
zwar in Richtung der Förder-
massnahmen,diederBundesrat
dem Parlament vorschlägt. Er
sieht aber keine strategische
Winterreservevor;dafürweiter-
hineineMarktprämie fürdiede-
fizitäreWasserkraft.

Kritik meldet der Bundesrat
an. Er fürchtet, dass eine befris-
tete Zwischenlösung die
Planungssicherheitnichterhöht;
sind doch Strominfrastruktur-
projekte eine langwierigeAnge-
legenheit. Auch bei der Axpo ist
man skeptisch. Aus Sicht des
Konzerns besteht die Gefahr,
dassdasParlamentbeimStrom-
undEnergiegesetznicht so rasch
wie nötig handelt, wenn es eine
Zwischenlösung gibt.

Lucien Fluri

Beim Sprachaustausch klemmt es
Das Ziel: Alle Kinder nehmen einmal an einemSprachaustausch teil. Die Realität: Diewenigsten können das tun, wie eine Studie zeigt.

Kari Kälin

Wer gut aufpasst, kann bei den
Corona-Pressekonferenzendes
Bundesrats seine Fremdspra-
chenkenntnisse aufpolieren.
GesundheitsministerAlainBer-
set verkündet die jüngsten Ent-
scheide zur Virenbekämpfung
jeweils auf Französisch und
Deutsch –vielleicht liegt ihmdie
idée suisse als Kulturminister
amHerzen. Schliesslichwill der
Bundesrat, so steht es inderKul-
turbotschaft, dengesellschaftli-
chen Zusammenhalt fördern.

Als einMittel dazudient der
Sprachaustausch.Damitdiehie-
sigenSchülerinnenundSchüler
Deutsch,Französischund Italie-
nisch als Fremdsprache nicht
nur imKlassenzimmernbüffeln,
sondern«aufdemFeld» ineiner
jeweils anderen Sprachregion,
gibtderBund jährlich2,4Millio-
nenFrankenaus.Er fördert ver-
schiedene Programme, bei
denen sich Schülerinnen und
Schüler aus anderen Sprachre-

gionen begegnen. Möglich ist
zum Beispiel ein Rotationsaus-
tausch. Eine Gruppe von Kin-
dern besucht den Unterricht in
einer fremdsprachigenPartner-
schule und lebt für eine gewisse
Zeit bei einer Gastfamilie.

DieZiele sindhochgesteckt.
Alle jungen Menschen, halten
Bund und Kantone in einer vor
vier Jahren verabschiedeten
Strategie fest, nehmen im Ver-
lauf ihrerBildungskarrieremin-
destens einmal an einem
Sprachaustausch teil. Dafür
wurdeeigensdieStiftung fürdie
Förderung von Austausch und
Mobilität aus der Taufe geho-
ben.FürdenoperativenTeil, die
Vermittlung von Programmen,
zeichnet Movetia verantwort-
lich, die nationale Agentur für
Austausch und Mobilität. Die
Kantone steuern auf Stufe
Volksschule und Gymnasium
jährlich 20 Millionen Franken
bei für Austauschaktivitäten.
VieleFremdsprachenlernerwis-
senesauseigenerErfahrung: So

richtig gut und effizient, auch
dank bessererMotivation, lernt
man eine neue Sprache erst vor
Ort oder imregelmässigenKon-
taktmit Fremdsprachigen.

Doch wie oft verlässt ein
Deutschschweizer Kind West-
schweizerBoden,umanseinem
Französischenzu feilen?Wieoft
überqueren Kinder aus der Ro-
mandie die Saane, um Deutsch
zu lernen? Und verschlägt es
überhaupt jemanden insTessin?
Die Antworten fallen ernüch-
ternd aus.

AufderPrimarstufe läuft
fast garnichts
Eine neue Studie der Schweize-
rischen Koordinationsstelle für
Bildungsforschung (SKBF) für

dieAktivitätenwährendderob-
ligatorischenSchulzeit zeigt: Im
Schuljahr 2018/2019 nahmen
nur 4,4 Prozent von mehr
23000untersuchtenKlassen in
der Schweiz ein Sprachbad in
einemanderssprachlichenLan-
desteil.Nicht immerbeteiligten
sich alle Kinder einer Klasse
daran, sodass nur 3,2 Prozent
(rund25500)Schülerinnenund
Schüler davon profitierten.

Auf Stufe Primarschule fin-
det praktisch kein Sprachaus-
tausch statt (1,3 Prozent aller
Klassen).AufderSekundarstufe
(10,8Prozent) sieht es zwarbes-
ser aus.DasZiel, dass alle Schü-
lerinnen und Schüler mindes-
tens einmal in ihrer Schulzeit an
einem sprachregionalen Aus-
tausch teilgenommen haben,
liegeaberweit entfernt, schreibt
Studien-Co-Autor und SKBF-
Direktor Stefan Wolter. Auffal-
lendauch:DieAustauschaktivi-
täten zwischen Westschweizer
undDeutschschweizer Schulen
halten sichungefährdieWaage,

aber nur jeder 25. Austausch er-
folgt im italienischsprachigen
Teil der Schweiz statt.

HöhererMädchenanteil
führt zumehrAustausch
Die Untersuchung offenbart
auch: Je näher eine Schulklasse
geografisch bei einer Sprach-
grenze liegt, destogrösser ist die
Wahrscheinlichkeit für Aus-
tausch. Verhältnismässig hoch
sind solcheAktivitätenzumBei-
spiel indenzweisprachigenKan-
tonen Wallis und Freiburg, tief
in St.Gallen undGenf.

EinhoherMädchenanteil er-
höhtdieWahrscheinlichkeit für
einen Sprachaustausch, ein ho-
her Migrantenanteil senkt ihn.
Schliesslich: InderRegel ergrei-
fen die Lehrpersonen undnicht
dieSchulleitungendie Initiative.
Übertrieben lange dauern die
Austauschaktivitäten nicht. In
der Hälfte aller Fälle beschrän-
ken sie sich auf einen bis vier
Tage.Was ist also zu tun?Wolter
regt an, den Austausch auf Pri-

marstufe zu fördern, weil die
Motivation inder kritischenAn-
fangsphasedesFremdsprachen-
erwerbseine zentraleRolle spie-
le. Undmanmüsse nach neuen
Wegen suchen, damit vomNut-
zen des sprachregionalen Aus-
tauschs auch Schulen undKlas-
sen überzeugt werden, bei
denen der Fremdsprachener-
werbnicht zuoberst aufderPrio-
ritätenliste stehe.

Movetia-Direktor Olivier
Tschopp zeigt sich nicht über-
rascht über Wolters Befund.
«Die Studie bestätigt, dass der
Weg zum Erreichen der Ziele
noch lang ist.»Tschoppwünscht
sich, dass der Sprachenaus-
tausch besser im Lehrplan ver-
ankert und von Kantonen und
Schülern noch mehr eingefor-
dert wird. «Es braucht ein Be-
wusstsein, dass Austauschakti-
vitäten als wichtigen Beitrag
zumSprachenerwerb, aber auch
zum Erlernen interkultureller
undpersönlicherKompetenzen
anerkannt werden.»

An der Muttsee-Staumauer im Glarnerland werden 4872 Fotovoltaikmodule angebracht. Bild: Gian Ehrenzeller/Keystone (Linthal, 19. August 2021)


